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Datum 
06.03.2023 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) 

Genehmigungsverfahren nach § 16 BlmSchG für die wesentliche Änderung der Gießerei 
am Standort Werkstraße 7 in 04249 Leipzig 

hier: Antrag vom 08.11 .2022 auf Genehmigung einer wesentlichen Änderung nach 
§ 16 Abs. 1 BlmSchG 

Die Stadt Leipzig erlässt auf o. g. Antrag folgenden 

GENEHMIGUNGSBESCHEID:· 

1. 
Entscheidung 

Der SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf GmbH, Werkstraße 7, 04249 Leipzig, wird auf Antrag 
vom 08.11.2022 (Posteingang 07.12.2022), zuletzt ergänzt am .10.01 .2023, unbe~chadet der auf 
besonderen Titeln beruhender Ansprüche Dritter, gemäß § 16 des Bundes-Immissions~ 
schutzgesetzes die_ 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

zur wesentlichen Änderung der Anlage zur . Herstellung von Gussteilen gern. Nr. 3.7.1 des 
Anhanges zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BlmSchV) am Standort 
Werkstraße 7, 04249 Leipzig, Gemarkung Knautnaundorf, Flurstücke 162/11, 164/11, 165/10, 
166/13, 167/8, 171/18, 172/3, 173/6, 178/10, 179/11, 199/18 und 199/21 entsprechend dem in 
Abschnitt II. genannten Umfang erteilt. 

Die Genehmigung enthält im Abschnitt III. Nebenbestimmungen (NB), die als Bestandteil des 
Bescheides auszuführen und zu berücksichtigen sind. 

Die gegebenen Hinweise in Abschnitt IV. sind zu beachten. 
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Bestandteil der Genehmigung sind die im Abschnitt VII. genannten und mit Dienstsiegel ver­
sehenen Antragsunterlagen, aus denen sich Standort, Technologie und Umfang der mit diesem 
Bescheid genehmigten Anlage ergeben. 

Die_Genehmigung erlischt, wenn nach Eintritt der Bestandskraft dieses Bescheides 
• innerhalb von zwei Jahren nicht mit der Errichtung oder dem Betrieb der Anlage begonnen 

• (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) wurde oder 
• die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben 

(§ 18 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG) worden ist. 

Die Kosten des Verfahrens entsprechend Kostenentscheidung laut Abschnitt V. , die Bestandteil 
der Genehmigung ist, trägt die SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf GmbH als Antragstellerin. 

II. 
Umfang der Genehmigung 

Gegenstand der Genehmigung ist: 
• · die Erhöhung des Absaugvolumens an der Konverteranlage (EQ20) auf 140.000 Nm3/h 
• die Erhöhung der Betriebszeit der Konverteranlage auf 6.000 Betriebsstunden pro Jahr 
• die Reduzierung der Grenzwerte für Nickel an den Emissionsquellen 

Heißgasentstaubung (EQ3) und Konverteranlage (EQ20) 
• . die Reduzierung der Grenzwerte für Staub an der Emissionsquelle Heißgasentstaubung 

(EQ3) . 

• die Reduzierung der Grenzwerte für Cu, Cr, Mn für die Emissionsquellen 
Heißgasentstaubung (EQ3) und Konverteranlage (EQ20) 

IIL 
Nebenbestimmungen 

1. Allgemeine Nebenbestimmungen 

1.1 
Diese Genehmigung oder eine beglaubigte Abschrift ist am Betriebsstandort, Werkstraße 7, 04249 
Leipzig, jederzeit bereitzuhalten und den Beauftragten der Genehmigungsbehörde und der 
Überwachungsbehörden auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

1.2 
Die Ausführung der in Abschnitt II. benannten Anlagenänderung hat gemäß den geprüften und mit 
Dienstsiegel versehenen Antragsunterlagen (Abschnitt VII.) sowie nach den einschlägigen Rechts­
normen in der jeweils gültigen Fassung und im Übrigen nach den anerkannten Regeln der Technik 
und Sicherheitstechnik zu erfolgen. Sofern in den nachstehenden Nebenbestimmungen 
abweichende Anforderungen getroffen werden, sind diese einzuhalten bzw. auszuführen. 

1.3 
Der Genehmigungsbehörde und den Überwachungsbehörden ist der Zeitpunkt der Inbetrieb­
nahme entsprechend dem Genebmigungsumfang in Abschnitt II. schriftlich anzuzeigen. Die 
Anzeige muss der Genehmigungsbehörde, Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet 
Immissionsschutzbehörde, zur Weiterleitung an andere Behörden spätestens zwei Wochen vor 
der beabsichtigten Inbetriebnahme vorliegen. 
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1.4 
Betriebsstörungen, welche umweltrelevante Auswirkungen im Sinne § 3 Abs. 1 BlmSchG haben 
können, sind schriftlich festzuhalten. Aus diesen Aufzeichnungen, die auf Verlangen der Genehmi­
gungsbehörde und den Überwachungsbehörden vorzulegen sind, muss Folgendes hervorgehen: 

• Art der Störung 
• Zeitpunkt und Dauer der Störung 
• Folgen der Störung nach innen und nach außen 
• eingeleitete Maßnahmen im Zusammenhang mit dieser Betriebsstörung 

1.5 
Beabsichtigt der Betreiber die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der ' 
genehmigungsbedürftigen Anlage, ist das, . sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der 
zuständigen Genehmigungsbehörde mindestens einen Monat bevor mit der Änderung begonnen 
werden soll, nach§ 15 Abs. 1 BlmSchG schriftlich anzuzeigen. 

1.6 
Beabsichtigt die Firma den Betrieb der Anlage oder von Anlagenteilen einzustellen, so hat sie dies 
unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der Genehmigungsbehörde und den Über­
wachungsbehörden schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss den Behörden spätestens einen 
Monat vor der beabsichtigten Stilllegung vorliegen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vorge­
sehenen Maßnahmen zur ErfülllJng der Pflichten gemäß§ 5 Abs. 3 BlmSchG beizufügen. Durch 
den Betreiber der Anlage ist zu gewährleisten, dass nach Betriebseinstellung 

• von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
so'nstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemein­
heit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, 

• vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder als Abfälle ohne 
Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit beseitigt werden und 

• die Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks ge­
währleistet ist. 

2. lmmissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Luftreinhaltung 

2.1 
Die Betriebszeit der Konverteranlage (Konverter, Entstaubung und Emissionsquelle EQ20) wird 
auf 6.000 h/a festgesetzt. 

Die Betriebszeit des Konverters ist über die Leittechnik mit einem geeigneten Signal zu erfassen 
und zu protokollieren. 

Hinweis: 
. Die Nebenbestimmung ersetzt die NB 2.2 des Bescheides 36.00-36.11.02/GE-LS-0459-16-01/17 
vom 17.04.2019. 

2.2 

Die Konverteranlage ist so zu betreiben, dass für die Emissionsquelle EQ20 folgende Grenzwerte 
im Reingas nicht überschritten werden. Die Messwerte sind auf trockenes Abgas im Normzustand 
(273, 15 K, 101,3 kPa) zu beziehen. 

Gesamtstaub: 5 mg/m3 
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staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse II: Ni): 0,08 mg/m3 

staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse III: Cu, Cr, Mn): 0,2 mg/m3 

staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse II+ III): 0,28 mg/m3 

Der Volumenstrom der EQ20 beträgt dabei maximal 140.000 Nm3/h. 

Hinweis: 

Die Nebenbestimmung ersetzt die NB 2.3 des Bescheides 36.00-36.11.02/GE-LS-0459-16-01/17 
vom 17.04.2019. 

2.3 

Die Emissionen der Heißgasentstaubungsanlage (EQ3) dürfen folgende Werte im Reingas nicht 
überschreiten. Die Messwerte sind auf trockenes Abgas im Normzustand (273, 15 K, 101, 3 · kPa) 
zu beziehen. 

Gesamtstaub: 1 O mg/m3 

Staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse II : Ni): 0,08 mg/m3 

Staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse III : Cu, Cr, Mn): 0,8 mg/m3 

Staubförmige anorganische Stoffe (hier Klasse II + III): 0,88 mg/m3 

Der Volumenstrom der EQ3 beträgt dabei maximal 42.000 Nm3/h. 

Hinweis: 

Die Nebenbestimmung ersetzt die NB 2.7 des Bescheides 36.00-36.11.02/GE-LS-0459-16-01/17 
vom 17.04.2019. 

IV. 
Hinweise 

1. Allgemein~ Hinweise 

1.1. 
Die Genehmigung kann insgesamt oder teilweise widerrufen werden, wenn eine oder mehrere 
Auflagen dieser Genehmigung nicht oder nicht innerhalb einer gesetzlichen Frist erfüllt werden 
(§ 21 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG). 

1.2. 
Gemäß § 17 Abs. 1 BlmSchG können zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten nach Erteilung der Ge­
nehmigung sowie nach einer nach § 15 Abs. 1 BlmSchG angezeigten Änderung weitere An­
ordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der Genehmigung festgestellt, dass die Allge­
meinheit oder die Nachbarschaft nicht au_sreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder · 
sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, soll das 
Amt für Umweltschutz nachträgliche Anordnungen treffen. 
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1.3 
Die weiteren Nebenbestimmungen der Änderungsgenehmigungen vom 06.04.1992 (AZ.: 64-
8823.22-03.03-37260) und vom 17.04.2019 (36.00-36.11.02/GE-LS-0459-16-01/17) gelten fort. 

2. Hinweis zum Immissionsschutz 

2.1 

Die Auswahl der Messverfahren sowie die Auswertung und Beurteilung der Messergebnisse 
erfolgt nach der zum Messzeitpunkt gültigen TA Luft. Nach der TA Luft 2021, Nr. 5.3.2.3 und Nr. 
5.3.2.4 gilt dabei u. a.: die im Genehmigungsbescheid festgelegte Emissionsbegrenzung als über­
schritten, wenn das Ergebnis der Einzelmessung abzüglich der Messunsicherheit den fest­
gelegten Grenzwert überschreitet. 

. V. 
Kostenentscheidung 

1. 
Die Kosten des Verfahrens trägt die SHB Stahl und Hartgusswerk Bösdorf GmbH als 
Antragstellerin. 

2. 
Für die Genehmigung wird eine Gebühr von 1.160,25 EUR erhoben. 

3. 
Die Auslagen betragen 2,61 EUR 

4. 
Der Gesamtbetrag in Höhe von 1.162,86 EUR ist mit Zustellung dieses Bescheides unter Angabe 
des Vertragsgegenstandes (508170222559) über eine der auf . Seite 1 des Bescheides 
angegebenen Bankverbindungen bis zum Fälligkeitstag 11.04.2023 einzuzahlen. 

Hinweis 
Geht die Zahlung nach dem Fälligkeitstag ein, entstehen gegebenenfalls Kosten durch Mahn­
gebühren und Säumniszuschläge. 

Begründung Kostenentscheidung 

/mmissionsschutzrechtliche Gebühr 

Die Gebührenfestsetzung beruht auf §§ 1, 3, 4, 6, 9, 10, 13, 15 und 18 des Verwaltungskosten­
gesetzes des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) in Verbindung mit§ 1 des Zehnten Sächsischen 
Kostenverzeichnisses - 10. SächsKVZ - und der in der Anlage unter der lfd. Nr. 54, Immissions­
schutz, bezeichneten Tarifstelle 1.4 Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 Satz 1 BlmSchG. 

. . 

Da die Änderungen keine Errichtungskosten verursachen, erfolgt die Ermittlung auf Basis des · 
Mindestkosten-Rahmens gern. 10. SächsKVZ. 

TS 1.4 
TS 1.1 

75 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 1.1 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen nach . 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 BlmSchG bei Errichtungskosten 

\ 
l 

\ / . ,,z. 
·--· 



TS 1.1.1 bis zu 1.28 000 EUR, mindestens 1.547 EUR 

0, 75 x 1.547 EUR = 1.160,25 EUR 

Die Verwaltungsgebühr beträgt 1.160,25 EUR. 

Auslagen 
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Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 SächsVwKG entstehen Auslagen für die Zustellung des Bescheides mit 
Postzustellungsurkunde in Höhe von 

2,61 EUR. 

Gesamtkosten 

Die Kosten des Verfahrens betragen insgesamt 1.162,86 EUR. 

VI. 
Begründung 

Antragsgegenstand 

Die SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf GmbH hat erstmalig mit Schreiben vom 29.11.2021 
(Posteingang 14.01 .2022) den Antrag auf wesentliche Änderung der Anlage der SHB Stahl- und 
Hartgusswerk Bösdorf GmbH am Standort Werkstraße 7, 04249 Leipzig gestellt. Dieser Antrag 
wurde vollumfänglich überarbeitet mit Unterlagen vom 08.11.2022, eingegangen am 07.12.2022, 
und zuletzt mit der Ergänzungsunterlage vom 10.01 .2023 vervollständigt. Er enthält den in 
Abschnitt II. genannten Umfang. Mit dem Antrag wurde zugleich der Verzicht der Öffentlichkeits-
beteiligung gern. § 16 Abs. 2 BlmSchG beantragt. · 

. . 

Mit Schreiben der Stadt Leipzig vom 10.01.2023 wurde der Antragstellerin die Vollständigkeit der 
Antragsunterlagen mit Datum vom 07.12.2022 bestätigt. 

Die beantragten Änderungen haben keine Auswirkungen auf andere Bereiche der Gießerei. Die 
bisherige Vergießleistung von 15.000 t Gussteilen pro Jahr bleibt unverändert. 

Die Gießerei der SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf GmbH ist eine genehmigungsbedürftige 
Anlage i. S. des § 4 BlmSchG. Gemäß Vierter Verordnung zur Durchführung . des Bundes­
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4 .. BlmSchV) 
betreibt die SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf ~mbH am Standort Werkstraße 7, 04249 
Leipzig, folgende genehmigungsbedürftige Anlage: 

• Eisen-, Temper- oder Stahlgießereien mit einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall 
von 20 Tonnen oder mehr je Tag nach Nr. 3.7.1 des Anhanges 1 der 4. BlmSchV 

Die Anlage wurde mit den Bescheiden vom 22.04.1991 (Aktenzeichen (AZ): 882.3.64-029/91), 
vom 06.04.1992 (AZ: 64.8823.12-03.07-37260), vom 16.02.1994 (AZ: 64.8823.12-03.07-37260), 
vom 07.06.1994 (AZ: 64.8823.12-03.07-04.000), vom 13.02.2008 (AZ: 6.4.1-8823.12-03.07-
04000-02) sowie vom 17.04.2019 (AZ: 36.00-36.11.02/GE-LS-0459-16-01/17) immissionsschutz­
rechtlich genehmigt. 

Die Zuständigkeit der Stadt Leipzig als untere Immissionsschutzbehörde für die beantragte 
Genehmigung ergibt sich nach § 2 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum Bundes-Immissions-
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schutzgesetz und zum Benzinbleigesetz (AGlmSchG) i. V. m. Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft über Zuständigkeiten zur Ausführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des Benzinbleigesetzes, des Treibhausgas-Emissions­
handelsgesetzes und der aufgrund dieser Gesetze ergangenen Verordnungen (Sächsische 
lmmissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung - SächslmSchZuVO). 

Entscheidung der UVP-Vorprüfunq: 

Für die Anlage ist gern.§ 9 Abs. 2 UVPG i. V. m, Nr. 3.7.2A der Anlage zum UVPG (Errichtung 
und Betrieb einer Eisen-, Temper- oder Stahlgießerei mit einer Verarbeitungskapazität von 20 t 
oder mehr je Tag) eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 
Dieses Verfahren dient der Feststellung, ob das beantragte Vorhaben erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen wären und in Folge 
dessen eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Die Vorprüfung der Stadt Leipzig 
hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht vorliegt, weil das Vorhaben keine nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann. Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP­
Pflicht nach Prüfung gern. §§ 9 Abs. 4 und 7 Abs. 1 _ nach Anlage 3 zum UVPG als wesentlich 
angesehen: · 

Die Prüfung der Auswirkungen auf die einzelnen Umweltbereiche bzw. Schutzgüter ergab, dass 
durch das Änderungsvorhaben hinsichtlich einer möglichen Beeinflussung des Menschen keine 
negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Die Immissionen über den Luftpfad werden durch das 
Vorhaben verringert. Die Grenzwerte der TA Luft werden in allen Fällen eingehalten. Zusätzliche 
oder veränderte Lärmquellen werden nicht beantragt. Es sind keine Veränderungen an den 
Abfallströmen zu erwarten. Das Änderungsvorhaben hat keine Bodeneingriffe, Gefährdungen oder 
Änderungen des Wasserhaushaltes und auch keine Veränderung der bisherigen Flächennutzung 

· und des Landschaftsbildes zur Folge. Die Änderung hat ausschließlich nichtinvestiven Charakter. 
Somit sind auch weitere Schutzgüter (Klima, kulturelle Erbe und sonstige Sachgüter)_sowie die 
Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern durch die Änderung nicht vorhanden. . . . . 

Im Ergebnis der Vorprüfung war festzustellen , dass durch das Änderungsvorhaben keine erheblich 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind und damit keine Verpflichtung zur Durch­
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Genehmigungsverfahren 

Das Verfahren wurde entsprechend § 1 O BlmSchG sowie den dazu in der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs­
verfahren - 9. BlmSchV) erlassenen Grundsätzen dlJrchgeführt. ber Antrag und die dazu einge­
reichten Unterlagen wurden gemäß § 10 Aps. 5 BlmSchG den Behörden, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird, durch die Genehmigungsbehörde zur Stellungnahme über­
geben. 

Folgende Ämter und Behörden wurden im Genehmigungsverfahren -beteiligt und zur 
Stellungnahme aufgeforde·rt: 

Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt 

Bei der behördlichen Prüfung wurden die allgemeinen Genehmigungsgrundsätze beachtet. Die 
Antragsunterlagen wurden gemäß §§ 4 Abs. 1 und 16 Abs. 2 BlmSchG in einem vereinfachten 
Verfahren nach § 19 BlmSchG geprüft. Voraussetzung war der Antrag der Vorhabensträgerin und 
dass erhebliche nachteilige Auswirkungen ausgeschlossen werden können. Die Prüfung durch die 
am Verfahren beteiligten Behörden hat ergeben, dass keine öffentlich-rechtlichen Einwände gegen 
das Vorhaben erhoben werden. 
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Entscheidung 
. . 

Di~ Genehmigung wird erteilt, da bei Beachtung der Nebenbestimmungen unter Abschnitt III. · 
dieses Bescheides, die aufgrund des§ 12 Abs. 1 BlmSchG auferlegt werden konnten, sicherge­
stellt ist, dass die Voraussetzungen der§§ 5 und 6 i. V. m, § 4 BlmSchG erfüllt sind. 

Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Im Einzelnen wird, soweit die gesetzliche Grundlage der behördlichen Forderung nicht bereits mit 
der Nebenbestimmung benannt wird, zu den Genehmigungsvoraussetzungen und der Begrün­
dung der Nebenbestimmungen Folgendes ausgeführt: 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetzungen des§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BlmSchG zum 
Schutz und zur Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. Die 
Anlage wird unter Vorsorgegesichtspunkten des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG entsprechend dem 
Stand der Technik betrieben. · · 

Die Auswirkungen der von dem Vorhaben verursachten stofflichen Emissionen (Luftschadstoffe, 
Gerüche) auf die schutzbedürftige Nachbarschaft, Ökosysteme und Vegetation reduziert sich. Die 
Immissionen über den Luftpfad werden durch das Vorhaben verringert. Die Grenzwerte der TA 
Luft ·werden in allen Fällen eingehalten. Trotz der Volumenstrom- und Betriebsstundenerhöhung 
reduzieren sich die Emissionsmassenströme (kg/h bzw. kg/a) an allen veränderten Emissions:­
quellen (EQ 3 und EQ20) . 

Zusätzliche oder veränderte Lärmquellen werden nicht beantragt. Es sind keine Veränderungen 
an Abfallströmen zu erwarten. Das Änderungsvorhaben hat keine Bodeneingriffe, Gefährdungen 
oder Änderungen des Wasserhaushaltes zur Folge. · · 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG ist es die Pflicht der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 
Energie sparsam und effizient zu verwenden. Der Pflicht zum sparsamen und effizienten Umgang 
mit Energie wird weiterhin entsprochen. Der zusätzliche Volumenstrom wird über bestehende 
Anlagentechnik gefördert. 

Die Erfüllung der Pflichten nach einer Betriebseinstellung nach § 5 Abs. 3 BlmSchG ist gemäß 
Kapitel 8.1 des Antrages sichergestellt. Die Anlagen werden bei endgültiger Stilllegung verkauft 
und verschrottet. Dabei anfallende Abfälle werden ordnungsgemäß entsorgt. 

Planungsrecht 

Das Vorhaben befindet sich im unbeplanten Innenbereich. 

Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem Industriegebiet gern. § 9 BauNVO. Die 
Anpassung/Änderung entfalten keine planungsrechtliche Relevanz. 

Begründung allgemeiner Nebenbestimmungen 

Mit den allgemeinen NB 1.1 bis 1.6 unter Abschnitt III dieses Bescheides wird abgesichert, dass 
die Anlage antragsgemäß errichtet, geändert und stillgelegt wird, die Auflagen dieses Bescheides 
erfüllt werden und die Überwachungsbehörden ihrer Aufsichtspflicht nach § 52 Abs. 1 BlmSchG 
nachkommen können. 

Die Nebenbestimmungen NB 1.2 und 1.3 finden ihre Rechtsgrundlage zudem in § 5 BlmSchG 
i. V. m. § 12 Abs. 1 BlmSchG. Sie sind erforderlich, um den Beginn der erforderlichen Über:. 
wachung entsprechend § 52 BlmSchG festzustellen. .-< -··---... 

/:· \..-e lP<i[J."'-.., 
/ o'- ~ ) rt\~t-" 
\'f- ~ 

'\ . ___ '•':/: 
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lmmissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Die Nebenbestimmungen sind ·zur Sicherstellung der in § 6 Abs. 1 BlmSchG .genannten 
Genehmigungsvoraussetzungen erforderlich. Sie basieren auf der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissions­
schutzgesetz - TA Luft) . 

Für den Schadstoff Nickel wird der Bagatellmassenstrom der TA Luft 2021 (s. TA Luft 2021 , Tab. 
7: Bagatellmassenstrom für Nickel und seine Verbindungen = 0,0052 kg/h) für die EQ20 
überschritten und nach TA Luft .Nr. 4.6.1.1 Absatz 1 wäre eine Immissionsprognose zu erstellen, 
Nach TA Luft Nr. 4.6.1.1 Absatz 2 kann jedoch von der Bestimmung der Immissionskenngrößen . 
für die Gesamtzusatzbelastung abgesehen werden, wenn sich die Emissionen an einem . 
Schadstoff durch die Änderung der Anlage nicht ändern oder sinken und keine Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sich durch die Änderungen die Immissionen erhöhen. In Summe sinken für die zu 
betrachtenden Emissionsquellen EQ20 und EQ~ die Emissionsmassenströme, wobei sich die 
tatsächlichen Emissionen an Gesamtstaub von der EQ3 auf_ die EQ20 verlagern. Aufgrund der 
Verringerung der Emissionsmassenströme ist im Genehmigungsverfahren keine Immissions­
prognose für den Schadstoff Nickel zu erstellen. Die Berechnung der Schornsteinhöhe für die 
Emissionsquelle EQ20 erfolgte im Genehmigungsverfahren zum Bescheid von 2019 aufgrund des 
Q/s-Verhältnissen von < 10 kg/h entsprechend des aktuellen Standes der Technik nach der VDI 
3781 Blatt 4 (2017). Auch mit dem höheren Volumenstrom von nunmehr 140.000 Nm3/h bleibt mit 
den neu festzusetzenden Emissionsgrenzwerten das Q/s-Verhältnis kleiner dem Wert von 10 kg/h 
und somit muss die bestehende Schornsteinhöhe der EQ20 nicht angepasst werden. Geeignete 
Messplätze bzw. Probenahmestellen für die Emissionsmessung an der EQ20 sind im Rahmen der 
Umsetzung der Genehmigung vom 17.04.2019 bereits eingerichtet. Die bisher an der EQ20 
durchgeführte Emissionsmessung vom 04.03.2021 (Mattersteig & Co. -Ingenieurgesellschaft, 
Berichts-Nr. K-EV-8826-21, 07.05.2021) zeigt, dass auch die in NB 2.2 festgesetzten Grenzwerte · 
sicher eingehalten werden können (Ymax + Up: Stoffe nach TA Luft Nr. 5.2.2 KI. II (hier: Ni)= 0,001 
mg/m3

, Stoffe nach TA Luft Nr. 5.2.2 Nr. III (hier: Summe Cu, .Cr, Mri) = 0,009 mg/m3
, Stoffe nach 

TA Luft Nr. 5.2.2 KI. II+ III= 0,01 mg/m3
, Gesamtstaub= 1,00 mg/m3

) . Die letzten drei Emissions­
messungen an der EQ3 (2021, 2018 und 2015) wiesen Messwerte deutlich unterhalb der in diesem. 
Bescheid festzusetzenden Grenzwerte aus (Gesamtstaub:::; 1; Stoffe nach TA Luft Nr. 5.2.2 KI. II 
(hier: Ni): ::; 0,02; Stoffe nach TA Luft Nr. 5.2.2 KI. III (hier: Summe Cu, Cr, Mn): ::; 0,645). Es ist 
auch hier davon auszugehen, dass die beantragten Grenzwerte sicher eingehalten werden 
können. 

Die Betriebszeit der Konverteranlage (NB 2.1) und die zugehörige Emissionsbegrenzung der 
Emissionsquelle EQ20 (NB 2.2) werden antragsgemäß festgesetzt. Die Grenzwerte unterschreiten 
die Grenzwerte der TA Luft 2022 Nr. 5.2.1 bzw. Nr. 5.-2.2. Die zu erfassende Betriebszeit 
ermöglicht die Überprüfung, dass auch die jährlichen Emissionsmassenströme der Schadstoffe 
Gesamtstaub sowie der Staubinhaltsstoffe Ni, Cu , Cr und Mn nicht erhöht werden. Die Neben­
bestimmungen dienen der Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Umfeld der Anlage 
gemaß § 5 (1) Nr. 1 und Nr. 2 BlmSchG. 

Die Emissionsbegrenzung der Heißgasentstaubungsanlage (EQ3) erfolgt antragsgemäß über die 
NB 2.3. Die Grenzwerte unterschreiten die Grenzwerte der TA Luft 2021 Nr. 5.2.1 bzw. Nr. 5.2.2. 
Die Nebenbestimmung dient der Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Umfeld der 
Anlage gemäß § 5 (1) Nr. 1 und Nr. 2 BlmSchG. · 

Zusammenfassung 

Gemäß § 6 Abs.1 BlmSchG ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die 
sich aus § 5 BlmSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche 
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Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 
entgegenstehen. 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. 

Die Vorsorgegesichtspunkte des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG sind entsprechend dem Stand der 
Technik erfüllt. 

Die Pflichten des § 5 Abs . 1 Nr. 3 BlmSchG zur Vermeidung von Abfällen, Verwertung nicht zu 
vermeidender Abfälle und zur Beseitigung nicht zu verwertender Abfälle ohne Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit sind nach Maßgabe der Antragsunterlagen erfüllt. 

Die Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Energieeffizienz der Anlage. 

Die Erfüllung der Pflichten nach einer Betriebseinstellung entsprechend § 5 Abs. 3 BlmSchG ist 
gemäß der Beschreibung in Register 2 Kapitel 9 (Maßnahmen im Falle der Betriebseinstellung) 
des Antrages sichergestellt. 

Die Überprüfung der Antragsunterlagen hat ergeben, dass unter Beachtung der in diesem 
Bescheid enthaltenen Neben-bestimmungen sowie der Hinweise die Genehmigungs­
voraussetzungen des§ 6 BlmSchG erfüllt sind und Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästi­
gungen für die Nachbarschaft und die Allgemeinheit sowie die Entstehung von schädlichen 
Umwelteinwirkungen nicht zu befürchten sind (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG). 

Die Antragstellerin hat ein Recht auf den begehrten Genehmigungsbescheid, wenn die Betreiber­
pflichten nach § 5 BlmSchG eingehalten werden können (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) und der 
Genehmigung des Betriebes der Anlage andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 
Arbeitsschutzes nicht entgegenstehen (§ 6 Abs.1 Nr. 2 BlmSchG). . . . 

Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung zur wesentlichen Änderung der genehmigungs- · 
bedürftigen Anlage der SHB Stahl- und Hartgusswerk Bösdorf GmbH zur Herstellung von 
Gussteilen gern. Nr. 3.7.1 des Anhanges zur 4. BlmSchV am Standort Werkstraße 7, 04249 
Leipzig, Gemarkung Knautnaundorf, Flurstücke 162/11, 164/11, 165/10, 166/13, 167/8, 171/18, 
172/3, 173/6, 178/10, 179/11 , 199/18 und 199/21 ist daher in dem diesen Bescheid zu · Grunde· 
liegenden Umfang im Ergebnis des Genehmigungsverfahrens stattzugeben. 

VII. 
Aritragsunterlagen 

Der Entscheidung lagen nachfolgende Antragsunterlagen zugrunde. Sie sind Bestandteil dieses 
Bescheides. 

Inhalt Blatt- und 
Zeichnungsanzahl 

Inhaltsverzeichnis zum Antrag 2 

Reg. 1 Antrag für eine Genehmigung .oder eine Anzeige nach 10 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG), mit 

• Kurzbeschreibung 

/::··-·;;j;~·> 
.'! 
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Reg.2 Lagepläne, mit 3 

• SHB Lageplan (ohne Maßstab) 

• . Emissionsquellenplan (ohne Maßstab) 

Reg. 3 Anlage und Betrieb, mit 8 

• Beschreibung der zum Betrieb erforderlichen 
technischen Einrichtungen und 
Nebeneinrichtungen sowie der vorgesehenen 
Verfahren 

• Angaben zu verwendeten und anfallenden 
Energien 

• Gliederung der Anlagen in Anlagentejle und 
Betriebseinheiten - Übersicht 

• Angaben zu gehandhabten Stoffen inkl. Abwasser 
und Abfall und deren Stoffströmen 

• Fließbilder 

• Sonstiges 

Reg . 4 Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der 51 
Anlage, mit 

• Art und Ausmaß aller luftverunreinigenden 
Emissionen einschl. Gerüchen, die voraussichtlich 
von der Anlage ausgehen werden 

• Gutachten der AIRTEC Gesellschaft für 
Umweltmessungen mbH zur Ausbreitung von 
Luftbeimengungen Benzol-Immissionen im 
Zusammenhang mit dem Betrieb der 
Emissionsquellen E_3, E_ 4, E_S, E_8, MHF, HWS 
der $HB in Leipzig v. 14.04.2022 

• Betriebszustand und Emissionen. von staub-, gas-
und aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen 
sowie Gerüchen 

• Quellenverzeichnis von staub-, gas- und 
a~rosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen sowie 
Gerüchen 

• Quellenplan Emissionen von staub-, gas- und 
aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen sowie 
Gerüchen 

• Sonstige Emissionen 

• Vorgesehene Maßnahmen zur Überwachung aller 
Emissionen 

Reg. 5 Messung von Emissionen und Immissionen sowie 2 
Emissionsminderung, mit 

• Vorgesehene Maßnahmen zum Schutz vor und zur 
Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungeri, 
insbesondere zur Verminderung· der Emissionen 
sowie zur Messung von Emissionen und 
Immissionen 

• Sonstiges 

. , 
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Reg.6 Anlagensicherheit, mit 1 
• Sonstiges 

Reg . 7 Arbeitsschutz, mit 1 
• Vorgesehene Maßnahmen zum Arbeitsschutz 

Reg.8 Betriebseinstellung 1 
• Vorgesehene Maßnahmen für den Fall der 

Betriebseinstellung (§ 5 Abs. 3 BlrnSchG) 

Reg. 9 Abfälle, mit 1 
• Sonstiges 

Reg. 10 Abwasser, mit 1 

• ~onstiges 

Reg. 11 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, mit 1 
• Sonstiges 

Reg. 12 Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz, mit 1 
• Sonstiges 

Reg. 13 Natur-, Landschaft und Bodenschutz, mit 1 

• Sonstiges 

Reg. 14 Umweltverträglichkeitsprüfung, mit 48 
• Klärung des UVP-Erfordernisses 

• Unterlagen des Vorhabensträgers nach § 16 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

• Sonstiges 

Reg. 15 Chemikaliensicherheit, mit 1 

• Sonstiges 

VIII. · 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur · 
Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 
(Besucheranschrift: Amt für Umweltschutz, Prager Straße 118-136) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsver­
fahrensgesetz eingelegt werden. 

Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1. Der Widerspruch kann unter umweltschutz@leipzig.de durch E-Mail oder über das 
besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner Posteingang jeweils mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 Verwaltungsverfahrens­
gesetz erhoben werden. 
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2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-Mail in der Sende­
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß § 5 Abs. 5 De:..Mail-Gesetz erhoben 
werden. · 

Anlagen 
Rechtsgrundlager:i 
gesiegelte Antragsunterlagen 
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Rechtsg uellen 

4. BlmSchV 

9. BlmSchV 

Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31 . Mai 2017 (BGBI. 1 S. 
1440), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 
2022 (BGBI. 1 S. 1799) geändert worden ist 

Verordnung über das Genehmigungsverfahren in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. 1 S. 
1001 ), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. 

· November 2020 (BGBI. 1 S. 2428) geändert worden ist 

10. SächsKVZ 

AGlmSchG 

BauNVO 

BlmSchG 

De-Mail-Gesetz 

SächslmSchZuVo 

SächsVwKG 

TA Luft 

· UVPG 

Zehntes Sächsisches Kostenverzeichnis vom 
16. August 2021 (SächsGVBI. S. 898), das durch Artikel 2 
Absatz 2 des Gesetzes vom 19. August 2022 (SächsGVBI. 
S. 486) geändert worden ist · 

Ausführungsgesetz zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und zum Benzinbleigesetz vom 4. Juli 1994 (SächsGVBI. S. 
1281), das zuletzt durch das Gesetz vom 23. März 2022 ' 
(SächsGVBI. S. 256) geändert worden ist . 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 21. November 2017 (BGBI. 1 S. 3786), die 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 4. Januar 2023 (BGBI. 1 

Nr. 6) geändert worden ist 

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1274; 2021 1 
S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2022 (BGBI. 1 S. 1792) geändert worden ist 

De-Mail-Gesetz vom 28. April 2011 (BGBI. 1 S. 666), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom .10. August 2021 
(BGBI. 1 S. 3436) geändert worden ist 

Sächsische lmmissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2018 
(SächsGVBI. S. 831 ), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
9. Februar 2022 (SächsGVBI. S. 144) geändert worden ist 

Sächsisches Verwaltungskostengesetz vom 5. April 2019 
(SächsGVBI. S. 245) 

Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA Luft) 
vom 18. August 2021 (GMBI 2021 Nr. 48-54, S, 1050) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. 1 
S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 4. 
Januar 2023 (BGBI. 1 Nr. 6) geändert worden ist 
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VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. 1 S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBI. 1 S. 2154) geändert worden ist 
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